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„Deutschland hat bei der UN dafür gestimmt, Israel aus der Weltgesundheits-
organisation auszuschließen“, ging Ende Mai ein Raunen durch den israelsoli-
darischen Bereich der sozialen Medien, unterstützt durch einem Artikel von 
HaOlam, das später zerknirscht zugeben musste, einen Übersetzungsfehler 
begangen zu haben. Was dabei nachdenklich stimmt, ist die Tatsache, dass 
ein solcher Gedanke bei dem momentanen politischen und diplomatischen 
Klima nicht direkt als abstrus abgetan und von der Hand gewiesen werden 
kann. Gar nicht allzu weit hergeholt scheint die Behauptung und das ist das 
eigentliche Dilemma, mit dem sich Israel momentan konfrontiert sieht. In-
mittender gut koordiniert wirkenden, beinahe konzertiert ablaufenden Vor-
stöße, die allesamt den jüdischen Staat und seine demokratisch legitimierte 
Regierung unter hohen diplomatischen und politischen Druck setzen, wirken 
positive Einzelmeldungen, wie die Intensivierung der Zusammenarbeit zwi-
schen der NATO und Israel, das ab sofort eine o�  zielle Repräsentanz in der 
NATO hat und Delegierte senden kann, wie ein Tropfen auf den heißen Stein.

Weißes Haus ausdrücklich gegen den Willen der israelischen Regierung

So tagte Mitte Mai in Wien das Nahost-Quartett, bestehend aus USA, Russland, 
EU und UN, um nach den infamen Atom-Verhandlungen mit dem Iran wie-
derum an durchaus israelkritischen Grundlagen für einen Resolutionsentwurf 
zu arbeiten, der dazu gedacht sein dür� e, die Pariser Friedensverhandlungen 
vorbereitend zu unterstützen, die die französische Regierung mit unverhoh-
lener Unterstützung des Weißen Hauses vorantreibt, ausdrücklich gegen den 
Willen der israelischen Regierung, die in ungewöhnlich undiplomatischen Tö-
nen gegen diese „Friedenskonferenz“ Stellung bezieht.*** Und wahrlich, was 
die Europäer unter „Frieden“ verstehen, wird deutlich, wenn man sich ansieht, 
dass Frankreich bereits vorab o� en damit droht, den Staat Palästina anzuer-
kennen, sollte keine „Friedenslösung“ gefunden werden – in einem Prozess, in 
dem in einem ersten Schritt westliche Staaten und einige arabische Nationen, 
ohne Beisein von Israel oder den Palästinensern, gemeinsam einen Rahmen 
de� nieren, der in einem zweiten Schritt Israel vorgegeben oder übergestülpt 
werden soll. Und wahrlich, was die Europäer unter „Frieden“ verstehen, wird 
deutlich, wenn man sich ansieht, dass Frankreich bereits vorab o� en damit 
droht, den Staat Palästina anzuerkennen, sollte keine „Friedenslösung“ gefun-
den werden. Und wahrlich, was die Europäer unter „Frieden“ verstehen, wird 
deutlich, wenn man sich ansieht, dass Frankreich bereits vorab o� en damit 
droht, den Staat Palästina anzuerkennen, sollte keine „Friedenslösung“ gefun-
den werden.

___________________________
http://haolam.de/artikel_25222.html
http://www.bloomberg.com/news/articles/2016-05-04/nato-upgrades-ties-with-israel-amid-moun-
tingregional-threats?
http://www.jpost.com/Israel-News/Politics-And-Diplomacy/Quartet-report-on-Middle-East-peace-
stillbehind-deadline-454213
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Europa: Die Kluft zwischen Anspruch  
und Wirklichkeit – Weltmacht zu sein

Europa zwischen den Stühlen

Die Entwicklungen der vergangenen Monate haben deutlich gemacht, dass die eu-
ropäische Politik des verbissenen Festhaltens am Iranabkommen und der dadurch 
bedingten und nötig gewordenen Äquidistanz zu den USA, zu Israel und den ara-
bischen Nationen auf der einen und dem Iran auf der anderen Seite gescheitert ist. 
Europa hat unter französisch-deutscher Leitung versucht, eine mittlere Position 
einzunehmen, mit dem Ziel, die iranische Führung zu einer gemäßigten Politik zu 
bewegen, um das Atom-Abkommen zu bewahren. Sowohl die Amerikaner als auch 
der Iran buhlen um die Unterstützung der Europäer, können doch die Amerikaner 
ihre Nahostpolitik nicht ohne die E3 (Deutschland, Frankreich und Großbritan-
nien) gestalten und ist für den Iran doch die europäische Politik das adäquateste 
Mittel zur politischen Selbstverteidigung. Die Iraner haben es bisher als Meister des 
Schachspiels verstanden, diese europäische Politik zu ihren Gunsten auszunutzen, 
europäische Ohnmacht gegenüber einer gezielten iranischen Aggression vorzufüh-
ren und die Europäer gegen die Amerikaner auszuspielen. Es ist dem Iran gelungen, 
einen Keil in die Einheit der westlichen Welt zu treiben, bislang sogar ohne dabei 
die Toleranzgrenze der Europäer zu überschreiten. So sitzt Europa mittlerweile zwi-
schen den Stühlen und damit in den Nesseln.

Europäische Langmut gegenüber iranischer Aggression

Wie hoch diese Reiz- und Toleranzgrenze ist wird auf erstaunliche Weise sichtbar, 
wenn man sich anschaut, in welchem Maß der Iran in den letzten Monaten im Golf 

von Oman und der Straße von Hormus mit einer Strategie der 
Nadelstiche durch eine Vielzahl von Attacken und Entführun-
gen von Tankern und Handelsschiffen eine der Haupt-Arterien 
des Welt- Öl- und Gashandels 1 angegriffen und das hohe Gut 
der freien Schifffahrt in internationalen Gewässern gezielt un-
terminiert hat – die Deutsche Welle hat dazu eine Chronik ver-
öffentlicht. 2

Anders als die USA, Großbritannien und Saudi Arabien hielten 
sich die meisten europäischen Staaten mit Schuldzuweisungen 

in Richtung des Iran trotz einer relativ eindeutigen Beweislage zurück. Der deutsche 
Außenminister Heiko Maas brachte gar das Kunststück fertig, in seinem Statement 
zum doppelten Tankerangriff niemanden als Täter zu benennen und es bei reinen 
Allgemeinplätzen zu belassen. 3

1	 Die Meerenge ist das bekannteste Nadelöhr des weltweiten Ölhandels; 90 Prozent der Energieex-
porte der Golfregion werden durch sie transportiert. Das sind täglich 21 Millionen Barrel Rohöl, 
Benzin und andere Ölprodukte, umgerechnet 21 Prozent des Weltverbrauchs. Hinzu kommen 4,1 
Billionen Kubikmeter Flüssiggas, etwa ein Viertel der globalen Produktion. 
https://www.zeit.de/politik/ausland/2019-07/persischer-golf-strasse-von-hormus-iran-konflikt-
oeltransport#welche-bedeutung-hat-die-strasse-von-hormus

2	 https://www.dw.com/de/die-tankerkrise-chronik-einer-eskalation/a-49728149
3	 https://www.auswaertiges-amt.de/de/newsroom/maas-golf-von-oman/2226610
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Verletztes Atomabkommen – bislang ohne nennenswerte Konsequenzen

Doch neben der maritimen Zuspitzung der Lage, gibt es auch äußerst bedenkliche 
Entwicklungen an einer anderen Front. Der Iran hat nämlich auch das Atomabkom-
men verletzt – und das in wesentlichen Teilen: Sowohl die erlaubte Menge angerei-
cherten Urans von 300kg als auch der erlaubte Anreicherungsgrad von 3,67% sind 
nach vorheriger Drohung bewusst überschritten worden. Dazu hat der Iran den 
Schwerwasserreaktor in Arak wieder hochgefahren, der zur Herstellung von waffen-
fähigem Plutonium geeignet und nötig ist. Eigentlich sollte dessen Nutzung laut dem 
Atomabkommen durch die Ausfüllung des Reaktorkerns mit Beton permanent ver-
unmöglicht werden; doch der Iran brüstet sich damit, noch während der Verhandlun-
gen in 2015 Ersatzteile für die wenigen tatsächlich zubetonierten Rohre beschafft zu 
haben. Soviel dazu, dass das Atomabkommen die iranische Atombombe zu verhin-
dern hülfe. Bei solch einem betrügerischen Gegenüber ist die Diplomatie machtlos. 
Doch der diplomatische ist der von den Europäern momentan einzige verfolgte Weg. 

Zur Tugend stilisierte Ohnmacht

Das heißt, europäische Reaktionen finden bislang ausschließlich verbal statt – eine 
Gangart, die den Iran offenbar völlig kalt lässt. Nicht einmal zu einer defensiven 
Schutzmission zur Sicherung der wirtschaftlich unverzichtbaren Wasserwege konn-
ten sich die europäischen Nationen aus Furcht vor einer Eskalation bislang durch-
ringen. Mit Ausnahme der Briten unter dem neuen Premier Boris Johnson. Einer 

entsprechenden offiziellen Anfrage der USA, an deren Marine-
Operation Sentinel (Wächter) teilzunehmen, erteilte die deut-
sche Bundesregierung eine Absage, nicht ohne die (rationale 
und funktionierende!) amerikanische Politik des maximalen 
Drucks zu kritisieren.

Zugleich sind eigene Ansätze und eine klare Strategie für den 
Nahen Osten bislang auch nicht sichtbar. Das kritisierte der 
Vorsitzende des Deutschen Bundeswehrverbandes, Oberstleut-
nant André Wüstner mit deutlichen Worten: „Es wird höchste 
Zeit, dass die Bundesregierung, vorrangig das Außenministerium, 
Parlament und Öffentlichkeit über den strategischen Ansatz für 

die Nahost-Region informiert. Man kann den Eindruck haben, dass es keinen gibt. 
Mich macht fassungslos, dass wir in der Politik wieder nur im Kern die Debatte über 
die militärischen Entwicklungen führen – ohne den Blick auf das Ganze zu richten. Es 
fehlen die langen Linien einer Strategie.“ 4

Dieser Umstand gilt für Berlin so gut wie für Paris und London: Man weiß mittler-
weile, dass die gemeinsame Politik nicht aufgeht, die gewünschten Ergebnisse blei-
ben nicht nur aus, sondern entgegen aller Hoffnung nahmen iranische Aggression, 
Drohungen und regelrechte Erpressung stark zu. Dominique Moïsi, außenpoliti-
scher Berater des französischen Präsidenten gibt zu: „Es gibt keine klare Alternative. 
Diese Linie funktioniert nicht, aber gibt es eine andere Linie?“ 5 Derweil gibt sich die 
Bundesregierung trotzig: Niels Annen, Staatsminister im Auswärtigen Amt verklärt 

4	 https://www.welt.de/politik/deutschland/article198795347/Verteidigungsministerin-AKK-sucht-
ihr-Nahost-Gefuehl.html

5	 https://www.washingtonpost.com/world/how-long-can-europe-maintain-its-balancing-act-
between-the-us-and-iran/2019/07/08/9f18abd6-6987-4b96-9b43-4d71864063db_story.html
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Oberstleutnant André Wüstner
Vorsitzender des Deutschen Bundeswehrverbands
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die deutsche Ohnmacht gar zur Tugend: „Angriffe auf unsere Politik zielen auf den 
Kern unserer Außenpolitik: die Fähigkeit, auch in schwierigen Situationen politische 
Lösungen zu erarbeiten. Davon werden wir uns nicht abbringen lassen.“ Für die po-
litische Elite Europas indes scheint der Schuldige für das Scheitern des Atomab-
kommens und die Eskalation klar ausgemacht zu sein: Es ist nicht etwa das terror-
exportierende, sich in Vernichtungsfantasien gegen Israel ergehende und aggressiv 
handelnde iranische Regime, nein, es ist: Donald Trump. 

Und so richtet sich die Empörung der Europäer und ihre Politik gegen die Trump-
Administration. Die Washington Post kommentiert zwar, dass die aggressive Politik 
des Iran Europa schließlich dazu zwingen könnte, sich in eine „unglückliche Har-
monie“ mit den USA zu begeben, also doch noch in eine Kooperation; aber Europa 
sträubt sich derzeit nach Kräften. Es ist leichter einen demokratischen Verbündeten 
zu schelten, als Rückgrat zu beweisen und einem aggressiven religiösen Diktator die 
Stirn zu bieten. Das muss neben Trump auch Europas Lieblingsfeind Nummer zwei 
immer wieder erfahren: Der israelische Ministerpräsident Benjamin Netanjahu. 

Experten kritisieren die deutsche Nahostpolitik

Es ist an der Zeit, einen funktionierenden Weg aus der Krise zu finden, eine Strate-
gie zu formulieren, die deutschen Interessen dient, die unsere Verbündeten stärkt, 

statt sie zu diskreditieren und die unsere Feinde identifiziert 
und ihnen entgegentritt, anstatt sie zu hofieren und in Schutz 
zu nehmen. Unter den letzten drei sozialdemokratischen Au-
ßenministern ist der deutschen Außenpolitik in dieser Hinsicht 
die Orientierung abhandengekommen – wie aktuell das Beispiel 
Iran zeigt. Führende Beobachter und Experten sind sich mitt-
lerweile in ihrer Bewertung der deutschen Nahostpolitik einig: 
Deren Orientierungslosigkeit und Planlosigkeit muss ein Ende 
haben – die deutsche Außenpolitik braucht eine Weichenstel-
lung hin zu einer neuen, werteorientierten Nahostpolitik: Ge-

schichtlich, moralisch, wirtschaftlich und zukunftsgewandt ist das nur an der Seite 
Israels und der USA möglich! 

Der Politikwissenschaftler und Iran-Experte Matthias Küntzel bemerkt in einem 
äußerst lesenswerten Interview in Israelnetz: „Die Rede von der Sicherheit Israels 
als deutscher Staatsräson ist inzwischen eine hohle Phrase. Deutschland verfolgt eine 
janusköpfige Politik, wenn es versucht, besondere Beziehungen mit Israel und zugleich 
mit dem Iran aufrechtzuerhalten.“ 6 Michael Wolffsohn vergleicht die Politik der 
Bundesregierung mit einem Arzt „der die richtige Diagnose scheut und deshalb na-
türlich keine Heilung (Therapie) schafft.“ Die verbal geäußerte Solidarität mit den 
Juden beschreibt er deshalb „als zynisch oder zumindest doppelzüngig“ angesichts 
des deutschen Appeasements gegenüber dem Iran. 7 Und der FDP-Außenpolitiker 
Frank Müller-Rosentritt bringt es unter dem Titel „Die Bilanz des deutschen Au-
ßenministers ist kläglich.“ treffend auf den Punkt, wenn er in der Neuen Züricher 
Zeitung schreibt: „Man kann die Regierungspolitik unserer Verbündeten (lies: USA 
und Israel) zu Recht in vielerlei Hinsicht kritisieren. Aber das ständige Umgarnen 

6	 https://www.israelnetz.com/politik-wirtschaft/politik/2019/07/30/die-europaeer-sind-dem-iran-
auf-den-leim-gegangen/

7	 https://www.bild.de/politik/inland/politik-inland/michael-wolffsohn-die-doppelzuengige-
solidaritaet-von-anti-antisemiten-63932586.bild.html
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autoritärer und totalitärer Regime (lies: Iran) bei gleichzeitig oft völlig unverhältnis-
mässiger (sic!) Fundamentalkritik an befreundeten Demokratien, mit denen Deutsch-
land sich eigentlich weltweit gemeinsam für Freiheit und Konfliktlösungen einsetzen 
müsste, lässt mich erheblich am Kompass und am konstruktiven Gestaltungswillen der 
Maas’schen Nahostpolitik zweifeln. Mit ihr ist weder den deutschen Interessen in der 

Region noch dem werteorientierten politischen Anspruch gedient. 
Es ist an der Zeit, dass Heiko Maas nicht nur über deutsche Ver-
antwortung redet, sondern im Auswärtigen Amt für eine würdige 
deutsche Aussenpolitik (sic!) mit Haltung sorgt!“ 8

Nur der unverklärte Blick auf die deutsche Geschichte und die 
richtigen Schlussfolgerungen daraus werden die Findung ei-
nes moralischen Standpunktes, als Ausgangslage für die Ein-
ordnung aktueller deutscher Interessen ermöglichen können. 
Deutschlands Engagement für die europäische Gemeinschaft 

und freundschaftlichen Beziehungen zu seinen europäischen Partnern, die transat-
lantischen Beziehungen und das Einstehen für die Sicherheit und das Wohlergehen 
Israels sind allesamt aus der Aufarbeitung der Schrecken des Dritten Reiches und 
des Holocaust entstanden und besitzen eine absolute Rechtmäßigkeit. Das Maß ih-
rer Vernachlässigung und Hintanstellung bedingt die momentane Orientierungslo-
sigkeit und Schizophrenie von Anspruch und Wirklichkeit.

Politisches Monitoring und dessen Analyse kosten eine Menge Zeit. Bitte un-
terstützen Sie unseren zweimonatlich erscheinenden Monitoring Report mit 
Ihrer Spende, vielen Dank!

8	 https://www.nzz.ch/meinung/die-aussenpolitische-bilanz-von-heiko-maas-ist-klaeglich-ein-
gastbeitrag-ld.1501376
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